
 
Die Juncker-Kommission setzte sich dafür ein, eine EU-Politik zu betreiben, die klare Ergebnisse für die Bürgerinnen und Bürger 
und für die Unternehmen in Europa bringt. Dank einer offeneren, partizipativeren und faktengestützten Politikgestaltung konnten 
wir uns eingehend mit den Anliegen der Europäer auseinandersetzen und gegebenenfalls mit guten Gründen Maßnahmen 
treffen. Wir legten Wert darauf, immer nur dann Rechtsvorschriften erlassen, wenn sich durch ein gemeinsames Vorgehen 
auf europäischer Ebene ein Mehrwert erzielen ließ. Auf internationaler Ebene wurde dies von der OECD anerkannt, die die 
Regulierungspolitik der EU als eine der besten im Jahr 2018 einstufte. 

MASSNAHMEN ZUR BESSEREN RECHTSETZUNG 2015-2018

BISHERIGE ERKENNTNISSE:
• Das Konzept der besseren Rechtsetzung wird einhellig befürwortet und sollte weiterhin das Kernelement unserer 

Entscheidungsfindung für die Zukunft bilden.
• In einer „postfaktischen“ Welt voller Fake News gewinnen die Gründe, die für eine faktengestützte Rechtsetzung 

sprechen, umso mehr Gewicht.
• Bessere Rechtsetzung unterstützt die Entscheidungsfindung, ersetzt diese aber nicht.
ALLERDINGS…
• … möchten sich die Öffentlichkeit und die Interessenträger noch stärker in die Gestaltung der EU-Politik einbringen und 

bessere Rückmeldungen erhalten;
• … gibt es noch Spielraum für Verbesserungen bei der Gestaltung und Evaluierung von politischen Maßnahmen der EU;
• … muss besser über die Möglichkeiten informiert und aufgeklärt werden, die den Bürgern zur Mitgestaltung der EU-Politik 

offenstehen; 
• … setzt bessere Rechtsetzung voraus, dass alle an der Gestaltung und Umsetzung politischer Lösungen Beteiligten an 

einem Strang ziehen.
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PORTAL „IHRE MEINUNG 
ZÄHLT“ – ERFOLGSGESCHICHTEN 

• Modernisierung und Vereinfachung der Gemeinsamen Agrarpolitik 
– über 320 000 Beiträge

• Europäische Bürgerinitiative – über 5320 Beiträge
• Einwegkunststoffe/Bekämpfung von Abfällen im Meer – über 

1800 Beiträge

1. DIE POLITIK ÖFFNEN

Eine der Hauptprioritäten dieser Kommission besteht darin, die Europäerinnen und Europäer sowie die 
Zivilgesellschaft stärker in unsere politische Arbeit einzubinden. Wir haben viel investiert, um die richtigen 
Instrumente bereitzustellen, sie für die Bürger zugänglich zu machen und diesen die Möglichkeit zu 
geben, uns ihre Meinung zu den Themen mitzuteilen, die ihnen besonders wichtig sind. 

Zugleich besteht in diesem Bereich noch 
Verbesserungsbedarf, da eindeutig ein 

höheres Maß an Bürgerbeteiligung 
gefordert wird. 

Wus-
sten Sie 

schon, dass ...

… Bürger und Interessenträger wäh-
rend des gesamten Beschlussfas-
sungsverfahrens – von der Einlei-

tung bis zur Evaluierung – ihre 
Ansichten über das Portal 

‘Ihre Meinung zählt‘ 
kundtun können?

Wussten 
Sie schon, 
dass ...

… sich die Kommission im Sinne eines 
intensiveren Austauschs mit der Öffent-
lichkeit und den Interessenträgern 2017 
dazu verpflichtet hat, die Fragebögen zu 
öffentlichen Konsultationen über ALLE 
ihre Hauptinitiativen in 23 EU-Amts-
sprachen übersetzen zu lassen? Im 
Jahr 2018 wurden über 70 % der 

öffentlichen Konsultationen in 
diese Sprachen über-

setzt.

 

4 Wochen

Fahrplan und Folgenabschätzung:Die Kommission kündigt 
die in den einzelnen Politikfeldern und im Rechtsetzungsbereich 
geplanten Arbeiten an. 

12 Wochen (Online-Fragebogen)

Öffentliche Konsultation: Bei Einleitung neuer Initiativen können sich 
Bürger und Interessenträger zu Umfang, Prioritäten und Mehrwert von 
Maßnahmen der EU äußern.

Immer möglich

Bürokratieabbau („Lighten 
the load“):  
Bürger und Interessenträger 
können jederzeit anregen, wie 
bestehende Rechtsvorschriften 
und Initiativen der EU vereinfacht 
und verbessert werden können, 
damit sie wirksamer werden und 
Entlastungen bringen.

4 Wochen

Durchführungsrechtsakt:  
Dient zur Festlegung von 
Bedingungen, durch die eine 
einheitliche Anwendung des  
EU-Rechts gewährleistet wird. 

Delegierter Rechtsakt: Dient 
zur Ergänzung oder Änderung 
nicht wesentlicher Teile von 
Rechtsakten der EU.

 
12 Wochen (Online-Fragebogen)

Öffentliche Konsultation: 
Bürger und Interessenträger 
können dazu Stellung nehmen, 
wie wirksam die jeweilige 
Maßnahme vor Ort war. 

4 Wochen

Fahrplan: Die Kommission 
kündigt eine Bewertung 
bestehender einzelner politischer 
Maßnahmen (Evaluierung) oder 
eines gesamten Politikbereichs 
(Eignungsprüfung) an. 

POLITIK MITGESTALTEN

8 Wochen

Nach der Annahme durch die 
Kommissionsmitglieder besteht 
die Möglichkeit, Rückmeldungen 
zu geben, die an das 
Europäische Parlament und den 
Rat weitergeleitet werden. 
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https://ec.europa.eu/agriculture/consultations/cap-modernising/2017_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/public-consultation-european-citizens-initiative_de
http://ec.europa.eu/environment/waste/plastic_waste.htm
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say_de


3. DIE ZWECKDIENLICHKEIT BESTEHENDER RECHTSVORSCHRIFTEN WAHREN

Mit dem Programm der Europäischen Kommission zur Gewährleistung der Effizienz 
und Leistungsfähigkeit der Rechtsetzung (REFIT) wird sichergestellt, dass mit den 
EU-Rechtsvorschriften der beabsichtigte Nutzen für Bürger, Unternehmen und 
Gesellschaft zu möglichst geringen Kosten und auf möglichst einfache Art 
und Weise erreicht wird. 

Die REFIT-Plattform berät die Kommission darüber, wie die EU-
Vorschriften effizienter gestaltet werden können. Sie prüft ferner 
die Vorschläge, die von Bürgern, Unternehmen, nationalen 
Behörden und anderen Interessenträgern aus der EU über die 
Website Bürokratieabbau. übermittelt werden. 

Zwischen 2015 und 2018 verabschiedete die REFIT-Plattform 
89 Stellungnahmen. Die Kommission übermittelte zu allen eine 
Antwort, in der sie mitteilte, ob Maßnahmen zu treffen sind. Mit den 
Stellungnahmen der Plattform beschäftigen wir uns auch noch im 
Rahmen der Arbeitsprogramme der Kommission, des REFIT-Anzeigers 
und des einschlägigen Follow-up-Berichts. Darüber hinaus enthält die 
Jährliche Aufwandserhebung einen Überblick über alle unsere Anstrengungen 
zur Vereinfachung von Rechtsvorschriften und zur Verringerung bürokratischen 
Aufwands.

4. BESSERE RECHTSETZUNG ALS GEMEINSAME BEMÜHUNG

Damit durch bessere Rechtsetzung optimale Ergebnisse vor Ort erzielt werden, bedarf es gemeinsamer Bemühungen all jener, 
die an der Gestaltung, Umsetzung und Evaluierung politischer Lösungen beteiligt sind. Das Europäische Parlament, der Rat und 
die Kommission haben sich deshalb dazu verpflichtet, die Grundsätze der besseren Rechtsetzung, der Transparenz und der 
Zusammenarbeit im Rahmen der Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung aus dem Jahr 2016 anzuwenden. 
Die Vereinbarung ist zwar noch relativ neu, hat aber eindeutig bereits konkrete Ergebnisse, wie z. B. die Gemeinsame Erklärung 
über die gesetzgeberischen Prioritäten, gebracht.

Die OECD weist ebenfalls darauf hin, dass die Mitgliedstaaten zur Unterstützung dieser gemeinsamen Bemühungen verstärkt 
auf die Möglichkeiten aufmerksam machen könnten, die die Konsultationen und Feedback-Mechanismen der Kommission bieten. 

Wussten 
Sie schon, 
dass ...

… 78 % der Folgenabschätzungen, 
die für Vorschläge zur Überarbeitung 
von Rechtsvorschriften erstellt wur-
den, im Jahr 2018 auf einer Evalu-

ierung beruhten? 2016 traf dies 
lediglich für die Hälfte der 

Folgenabschätzungen 
zu.  

Wussten Sie schon, 
dass ...

… es sich bei den neuen Rechtsvorschriften zur 
Modernisierung der Mehrwertsteuer (MwSt) für den 

grenzüberschreitenden elektronischen Handel zwischen 
Unternehmen bzw. Online-Händlern und Verbrauchern 

um einen der 150 Vereinfachungsvorschläge der Juncker-
Kommission handelte? Ein Unternehmen muss sich dank 

dieser Initiative nicht mehr in jedem Mitgliedstaat, in dem 
Waren online verkauft werden, für MwSt-Zwecke registrieren 

lassen. Künftig genügt dafür ein einziges Portal. 
Insgesamt sollten die neuen Vorschriften Schätzungen 

zufolge den Unternehmen Einsparungen von 2,3 
Mrd. EUR und den Mitgliedstaaten MwSt-
Mehreinnahmen von 7 Mrd. EUR bringen.

2. BESSERE INSTRUMENTE FÜR EINE BESSERE POLITIK

Folgenabschätzungen und Evaluierungen sind enorm wichtige Instrumente. Sie 
liefern der Kommission Fakten sowie Input von Interessenträgern zur Untermauerung 
politischer Entscheidungen. Evaluierungen geben darüber Aufschluss, ob die 
europäischen Initiativen die erwarteten Ergebnisse bringen, ohne unnötige Kosten 
zu verursachen, und ob sie weiterhin zweckdienlich sind. Evaluierungen fließen 
in Folgenabschätzungen ein, mit denen überprüft wird, ob Maßnahmen auf 
Unionsebene notwendig sind. Diese Bewertungen, bei denen auch wirtschaftliche, 
soziale und ökologische Auswirkungen Berücksichtigung finden, leisten einen 
Beitrag dazu, die wirksamste und effizienteste Methode zu ermitteln, um 
optimale Ergebnisse für alle zu erzielen.

Der Ausschuss für Regulierungskontrolle, überprüft als unabhängige Gruppe, 
der Kommissionsbedienstete und externe Fachleute angehören, die Qualität aller 
Folgenabschätzungen und wichtigen Evaluierungen. Die Ergebnisse ihrer Arbeiten 
werden in regelmäßigen Jahresberichten präsentiert.

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/lighten-load_de
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/refit-platform-opinions-follow-up_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/publications/european-commission-work-programme_de
http://publications.europa.eu/webpub/com/refit-scoreboard/en/index.html
https://ec.europa.eu/info/law/law-making-process/evaluating-and-improving-existing-laws/refit-making-eu-law-simpler-and-less-costly/refit-platform/follow-platform-recommendations-opinions_en
https://ec.europa.eu/info/law/law-making-process/evaluating-and-improving-existing-laws/refit-making-eu-law-simpler-and-less-costly/2018-annual-burden-survey_de
https://ec.europa.eu/info/law/law-making-process/regulatory-scrutiny-board_de
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